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Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
ETH Eidgenössische Technische Hochschule
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
Euroatom Europäische Atomgemeinschaft
IKRK Internationales Komitee vom Roten Kreuz
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
Erasmus EuRopean Community Action Scheme for the Mobility of University

Students / Erasmus-Programm
swissuniversit
ies

Zusammenschluss der universitären Hochschulen, der Fachhochschulen
und der Pädagogischen Hochschulen der Schweiz

EuGH Gerichtshof der Europäischen Union
ITER International Thermonuclear Experimental Reactor

ONU Organisation des Nations unies
EPF École polytechnique fédérale
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
DDC Direction du développement et de la coopération
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
Euroatom /
CEEA

Communauté européenne de l'énergie atomique
CICR Comité international de la Croix-Rouge
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
Erasmus EuRopean Community Action Scheme for the Mobility of University

Students / programme Erasmus
swissuniversit
ies

Association des hautes écoles universitaires, spécialisées et
pédagogiques de Suisse

CJUE Cour de justice de l’Union européenne (anciennement Cour de justice
des Communautés européennes CJCE)

ITER Réacteur thermonucléaire expérimental international
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Anfang Februar 2022 kündigte das EDA einen Staatsbesuch von Bundesrat Cassis in
Niger an. Begleitet wurde der Bundespräsident von Nationalratspräsidentin Irène Kälin
(gp, AG), zudem stiess IKRK-Präsident Peter Maurer in Niger zur Delegation. Niger, das
2021 den ersten demokratischen Machtwechsel in seiner Landesgeschichte erlebt
hatte, gehört zur Sahelregion, die einen Schwerpunkt der Subsahara-Afrika-Strategie
des Bundes bildet. Rund 3.7 Millionen Menschen aus Niger seien auf humanitäre Hilfe
angewiesen, zudem fehle es an Arbeits- und Bildungsmöglichkeiten und das Land gelte
als wichtigstes Transitland für Migrationsströme aus Westafrika nach Europa, teilte das
EDA mit. Im Zentrum des Besuchs standen dementsprechend die Themen humanitäre
Hilfe, Bildung und Migration. Nebst einem Projekt der DEZA besuchte die Delegation
auch ein Zentrum für physische Rehabilitation, das vom IKRK betrieben wird. Letzteres
fügt sich nahtlos in die Aussenpolitische Strategie 2020-2023 ein, gemäss welcher die
Schweiz die Partnerschaft mit dem IKRK zum Schutz notleidender Menschen und zur
Gewährleistung der Einhaltung des humanitären Völkerrechts nutzt. Cassis lobte an
dieser Stelle die Zusammenarbeit mit dem IKRK, die «auf gemeinsamen Werten und
unserer humanitären Tradition basiert». Auch in Zukunft setze man sich gemeinsam für
eine Kombination aus humanitärer Soforthilfe und langfristiger
Entwicklungszusammenarbeit ein, mithilfe derer Staaten ohne fremde staatliche Hilfe
Krisen bewältigen können sollen. Auch einem von der Schweiz unterstützten
Migrationszentrum stattete Cassis einen Besuch ab. Die Schweiz bemühe sich darum,
den Menschen vor Ort zu helfen und Perspektiven zu schaffen, um dadurch den Druck
zu «irregulärer Migration» zu senken, erklärte das EDA in seiner Medienmitteilung. Die
bilateralen Gespräche mit Präsident Mohamed Bazoum und weiteren
Regierungsmitgliedern behandelten die internationale Zusammenarbeit, den
Klimawandel und die humanitäre Situation in der Sahelregion. Auch die Schweizer
Kandidatur für den UNO-Sicherheitsrat wurde besprochen, hatte doch Niger in den
letzten zwei Jahren einen solchen nichtständigen Sitz inne. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 09.02.2022
AMANDO AMMANN

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Die WBK-NR forderte in einer Motion, dass der Bundesrat in seiner nächsten Botschaft
zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation (BFI) Massnahmen zur
Verringerung der sozialen Selektivität (beispielsweise in den Bereichen
Stipendienwesen, Weiterbildung, Grundkompetenzen, höhere Berufsbildung,
Sprachförderung) einfügt. Eine starke Minderheit aus SVP- und FDP-
Kommissionsmitgliedern beantragte, die Motion abzulehnen.
In seiner Stellungnahme befürwortete der Bundesrat die Förderung der
Chancengerechtigkeit im Bildungswesen und zeigte sich daher bereit, das Thema in der
BFI-Botschaft 2021-2024 aufzugreifen und – wo geboten und wo zuständig –
Massnahmen vorzuschlagen. Einige Bereiche, welche die WBK-NR in ihrer Motion
identifizierte, gehörten indes in die Kompetenz der Kantone oder seien nicht
Gegenstand der BFI-Botschaften, hielt der Bundesrat fest. Insgesamt war er der
Ansicht, dass der Bund die in seiner Kompetenz liegenden Vorkehrungen für die
Chancengerechtigkeit im BFI-Bereich getroffen habe. Er erachtete das Anliegen der
Motion deshalb als erfüllt und beantragte ihre Ablehnung.
Der Nationalrat debattierte in der Herbstsession 2019 intensiv über die Motion. Irène
Kälin (gp, AG) betonte dabei die Wichtigkeit der Verringerung der sozialen Selektivität,
die auf allen Ebenen und Stufen des Schweizer Bildungssystems leider immer wieder
reproduziert werde. Es brauche daher auf verschiedenen Ebenen Massnahmen, um die
soziale Selektivität möglichst weit zu eliminieren. Für die Minderheit führte Verena
Herzog (svp, TG) aus, dass für die Chancengerechtigkeit bereits genügend
unternommen werde. Darüber hinaus lägen viele der Massnahmen, auf welche die
Kommission abziele, in der Kompetenz der Gemeinden und der Kantone und seien
deshalb nicht zielführend. Dieser Aussage stimmte auch Bundesrat Guy Parmelin zu und
plädierte noch einmal für die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat folgte jedoch der

MOTION
DATUM: 18.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Mehrheit seiner Kommission und nahm den Vorstoss mit 101 zu 82 Stimmen bei einer
Enthaltung an. 2

Forschung

Eine knappe Mehrheit der APK-NR forderte im Februar 2022 dringliche Massnahmen zu
Gunsten des Schweizer BFI-Standorts. Die Kommission wollte den Bundesrat damit
beauftragen, Verhandlungen mit der EU über eine spezifische Vereinbarung
aufzunehmen, welche für eine umgehende Assoziierung der Schweiz als Drittland an die
EU-Programme Horizon Europe, Digital Europe, ITER, Euratom sowie Erasmus+ sorgt. In
dieser Vereinbarung sollen auch die Grundsätze für weitere Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU geregelt werden. Zudem soll dieser Weg vor einem Entscheid
über Ergänzungs- und Ersatzmassnahmen eingeschlagen werden. Im Gegenzug soll der
Bund eine einmalige Erhöhung des Schweizer Kohäsionsbeitrages vorsehen. Anlass für
diese Motion war unter anderem eine gemeinsame Resolution von scienceindustries,
dem ETH-Rat und von swissuniversities, welche auf die negativen Konsequenzen der
fehlenden Assoziierung für den Schweizer Forschungs- und Innovationsplatz hinwies.
Eine Minderheit der APK-NR um Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) beantragte
die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat konnte sich nicht mit dem Vorstoss
anfreunden. Zwar verfolge auch die Regierung das Ziel, die Assoziierung an die EU-
Programme voranzutreiben; die Schweiz habe jedoch bis anhin schon alles Mögliche
unternommen, um die entsprechenden Verhandlungen zu starten. Es fehle letztlich am
Willen der EU, welche die Assoziierung der Schweiz an die EU-Rahmenprogramme im
BFI-Bereich von den allgemeinen Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
abhängig mache. Die Frage der Assoziierung solle daher vielmehr im Rahmen des
strukturierten politischen Dialogs angesprochen werden.
In der Sommersession 2022 betonte Fabian Molina (sp, ZH) seitens der
Kommissionsmehrheit, dass der Schweizer BFI-Bereich stark unter der Nicht-
Assoziierung an die BFI-Rahmenprogramme der EU leide. Der Bundesrat habe im
Februar 2022 seinen neuen Verhandlungsansatz für die künftigen Beziehungen
Schweiz-EU vorgestellt. Der Schweizer BFI-Bereich könne aber nicht so lange warten,
bis dieser Ansatz greife; die Vollassoziierung müsse rasch geschehen. Wenn im Jahr
2022 keine Lösung mehr gefunden würde, hätten «so gut wie alle Forschungsprojekte
aufgrund der bestehenden Periodizität ohne Schweizer Beteiligung begonnen». Der
Aussage von Fabian Molina entgegnete Minderheitensprecherin Elisabeth Schneider-
Schneiter, dass die EU klargemacht habe, dass sie zuerst die offenen Fragen,
beispielsweise bezüglich der dynamischen Rechtsübernahme oder der Rolle des EuGH
geklärt haben wolle, bevor über weitere Abkommen gesprochen werde. Es sei nun am
Bundesrat, diese Fragen mit der EU zu klären, seitens des Parlaments seien bereits
genügend Ideen und Anträge vorgelegt worden. Auch Aussenminister Ignazio Cassis
beantragte die Ablehnung der Motion. Schon fast verzweifelt äusserte er die
rhetorische Frage, wie mit jemandem verhandelt werden könne, der nicht verhandeln
wolle. Das Parlament könne so viele Motionen annehmen, wie es wolle, in der Realität
wolle die EU aber momentan keinen Schritt auf die Schweiz zugehen.
In der anschliessenden Abstimmung kam es zu einer Pattsituation. Mit Stichentscheid
der Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) wurde die Motion sodann mit 93 zu 92 Stimmen
bei 6 Enthaltungen angenommen. Zustimmung erhielt die Motion von der SP-, der
Grünen- und der GLP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
FDP.Liberalen-Fraktionen. 3

MOTION
DATUM: 13.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) Medienmitteilung EDA vom 4.2.22; Medienmitteilung EDA vom 9.2.22; CdT, 5.2.22
2) AB NR, 2019, S. 1647 ff.
3) AB NR, 2022, S. 1136 ff.; Resolution vom 23.1.22
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